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Bedeutung des Alternativen-
vergleichs für einen natur-
verträglichen Netzausbau und 
für die Akzeptanzsteigerung
Elke Weingarten · Wolfgang Peters

1 Einführung

Für eine im Bundesbedarfsplangesetz (BBPlG) 
als grenzüberschreitend oder länderübergrei-
fend gekennzeichnete Höchstspannungslei-
tung ist im Rahmen der Bundesfachplanung 
ein Trassenkorridor zu bestimmen (§ 4 S. 1 
NABEG). Das BBPlG stellt für 36 Vorhaben die 
energiewirtschaftliche Notwendigkeit und den 
vordringlichen Bedarf abschließend fest. Von 

diesen 36 Vorhaben sind 15 als länderüber-
greifend und eins ist als grenzüberschreitend 
gekennzeichnet (Anlage zu § 1 Abs. 1 BBPlG). 
Derzeit werden von den Übertragungsnetzbe-
treibern (ÜNB) erste Anträge auf Bundesfach-
planung (BFP) erarbeitet. Das Vorhaben Nr. 
11 mit den Netzverknüpfungspunkten Berti-
kow-Pasewalk ist das erste, das sich im formel-
len Verfahren der Bundesfachplanung befi ndet 
(BNetzA 2014).

Derzeit werden von den Übertragungsnetzbetreibern erste Anträge auf Bundesfachplanung für 
Höchstspannungsleitungen erarbeitet. Mit Blick auf die Akzeptanz der Planungsergebnisse als 
auch hinsichtlich der erforderlichen Raumverträglichkeitsprüfung und der Strategischen Umwelt-
prüfung muss ein besonderes Augenmerk auf den Vergleich von Alternativen gelegt werden. Denn 
Aufgabe der Bundesfachplanung ist es, den unter Berücksichtigung aller Belange vergleichsweise 
‚besten‘ Korridor zu ermitteln. Im Fokus der nachfolgenden Betrachtung steht die Planungsmetho-
dik, die auf einer Reihe methodischer Festlegungen fußt und von denen die am Ende des gestuf-
ten Entscheidungsprozesses stehende Bestimmung eines Trassenkorridors maßgeblich abhängt. 
Bisher erfolgen die methodischen Festlegungen ohne formelle Beteiligung, obwohl sie sich als 
wesentliche Weichen (‚Stellschrauben‘) für das Ergebnis erweisen können. Deshalb wird hier ein 
Ansatz für eine vorhabenübergreifende Konventionsbildung vorgestellt.
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2 Bundesfachplanung

Aufgabe der BFP ist es, zwischen den im BBPlG 
zur Defi nition eines Vorhabens dargestellten 
Netzverknüpfungspunkten einen 500-1.000 m 
breiten Gebietsstreifen – einen Trassenkorridor 
– zu bestimmen (BNetzA 2012, 4). 

Das formelle Verfahren der BFP beginnt mit 
dem Einreichen des (Vor-)Antrags des ÜNB 
nach § 6 NABEG. Demnach muss bereits der 
(Vor-)Antrag u. a. einen Vorschlag für den be-
absichtigten Verlauf des Korridors (Vorzugs-
korridor des ÜNB) enthalten und die in Frage 
kommenden Alternativen darlegen. Dabei ist 
die „Auswahl zwischen den in Frage kommen-
den Alternativen unter Berücksichtigung der 
erkennbaren Umweltauswirkungen und der zu 
bewältigenden raumordnerischen Konfl ikte“ 
von den ÜNB zu treffen und zu erläutern (§ 6 
S. 6 Nrn. 1 und 2 NABEG). Die Begründung 
der Auswahlentscheidung impliziert, dass die 
zugrunde gelegten Kriterien transparent dar-
gestellt und auf alle in Betracht kommenden 
Alternativkorridore gleichermaßen angewen-
det werden müssen. Die Bundesnetzagentur 
(BNetzA) hat unverzüglich nach Einreichung 
des (Vor-)Antrags eine Antragskonferenz 
durchzuführen, die zugleich die Besprechung 
des Untersuchungsrahmens (Scoping) nach § 
14f Abs. 4 S. 2 UVPG ist (§ 7 Abs. 1 NABEG). 
Generell zielt ein Scoping u. a. darauf ab, 

  den Untersuchungsgegenstand (z. B. sämt-
liche Planinhalte einschl. Alternativen),

  die Untersuchungstiefe, -methoden und 
-zeiträume sowie

  die erforderlichen und die bei beteiligten 
Behörden bereits vorliegenden Daten- und 
Informationsgrundlagen

zu bestimmen bzw. zu klären.

Bemerkenswert ist, dass bei der Erarbeitung 
des (Vor-)Antrags die Festlegung der Unter-
suchungsräume, die Defi nition zu untersu-
chender und zu vergleichender Alternativen 
und die Auswahl eines Vorzugskorridors allein 
vom ÜNB bzw. dessen Gutachter bereits vor 
dem Scoping und somit ohne Beteiligung der 
Träger öffentlicher Belange (insbesondere die 
für die Landesplanung zuständigen Landesbe-
hörden) und der Umweltvereinigungen erfolgt. 
Die Auswahl des Vorzugskorridors durch den 
ÜNB kann daher nur eine vorläufi ge Grobab-
schätzung sein und darf nicht als Vorfestle-
gung missverstanden werden.

Erst bei der Antragskonferenz können die von 
einem Korridor voraussichtlich betroffenen Län-
der weitere Korridoralternativen vorschlagen (§ 7 
Abs. 3 i. V. m. § 6 S. 6 Nr. 1 NABEG), die bei der 
Überarbeitung des Antrags beachtet bzw. berück-
sichtigt werden sollen. Die BNetzA legt – basie-
rend auf den Ergebnissen der Antragskonferenz 
– den Untersuchungsrahmen spätestens zwei 
Monate nach Einreichen des Vorantrags fest und 
bestimmt den erforderlichen Inhalt für die Erar-
beitung der einzureichenden Unterlagen (An-
trag) nach § 8 NABEG (§ 7 Abs. 3 und 4 NABEG).

Die Energiewende dauerhaft natur- und umweltverträglich gestalten!
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Das Besondere am Verfahren der BFP ist die 
Verbindlichkeit des festgelegten Korridors für 
das nachfolgende Planfeststellungsverfahren 
(§ 15 Abs. 1 S. 1 NABEG), in dem dann das Vor-
haben und die von dem Vorhaben betroffenen 
Grundstücke und Anlagen verbindlich festge-
legt werden (§ 21 Abs. 2 NABEG). Im Falle der 
Vorhabensrealisierung als Freileitung bezieht 
sich das u. a. auf die Beschreibung der Mast-
standorte, -arten (Donaumast, Einebenenmast 
u. a.) und -höhen sowie auf die spezifi schen 
Trassenbreiten.

3 Anforderungen an das Ergebnis 
der Bundesfachplanung

Aus der Verbindlichkeit des Korridors für die 
Planfeststellung heraus ergeben sich deutlich 
höhere Anforderungen an die Methodik des Al-
ternativenvergleichs als beim Raumordnungs-
verfahren, von dessen Ergebnis im nachgela-
gerten Planfeststellungsverfahren abgewichen 
werden kann (vgl. z. B. § 15 Abs. 7 LaplaG, § 11 
Abs. 5 NROG).

Im Rahmen der BFP prüft die BNetzA, ob der 
Verwirklichung des Vorhabens in einem Korri-
dor überwiegende öffentliche oder private Be-
lange entgegenstehen (§ 5 Abs. 1 S. 3 NABEG). 
Gibt es öffentliche oder private Belange, die 
für oder gegen eine Alternative sprechen, sind 
diese bei der Entscheidungsfi ndung zu beach-
ten bzw. zu berücksichtigen und im Antrag zu 
erläutern (Durinke 2013, § 6, Rn. 27). In diesem 
Kontext ist zu unterstreichen, dass die von der 
Bundesfachplanung erfassten Vorhaben des 
BBPlG den Zielen des § 1 Abs. 1 EnWG entspre-
chen (Bundesrat 2012, 16). Danach soll die 
Verwirklichung der Vorhaben einer möglichst 
sicheren, preisgünstigen, verbraucherfreund-
lichen, effi zienten und umweltverträglichen 
Versorgung der Allgemeinheit mit Elektrizität 
dienen.

Darüber hinaus prüft die BNetzA insbesonde-
re die Übereinstimmung mit den Erfordernis-
sen der Raumordnung (§ 5 Abs. 1 S. 4 NABEG). 
Gegenstand der Raumverträglichkeitsprüfung 

(RVP) sind auch etwaige ernsthaft in Betracht 
kommende Korridoralternativen (§ 5 Abs. 1 
S. 5 NABEG). Die Prüfung von Alternativen 
wird auch als „Herzstück“ der nach § 5 Abs. 2 
NABEG ebenfalls durchzuführenden Strategi-
schen Umweltprüfung (SUP) bezeichnet (San-
genstedt 2013, 49).

Zudem kommt der Alternativenprüfung im 
Kontext des besonderen Artenschutzes – bei 
der speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung 
(saP) – und des Habitatschutzes – bei der 
Verträglichkeitsprüfung nach Flora-Fauna-Hab-
itat-Richtlinie (FFH-VP) – Bedeutung zu. Sollte 
es im Rahmen des nachgelagerten Planfest-
stellungsverfahrens nicht möglich sein, eine 
arten- oder habitatschutzrechtlich zulässige 
durchgängige Trasse innerhalb des Korridors 
zu fi nden, muss die Zulässigkeit im Ausnah-
me- bzw. Abweichungsverfahren erreicht wer-
den können.

Auch wenn auf der Ebene der BFP noch nicht 
über die Zulässigkeit eines Vorhabens ent-
schieden wird, sind die arten- und habitat-
schutzrechtlichen Voraussetzungen zu schaf-
fen, um ein drohendes Verbot – sozusagen 
als letzte Option – durch ein ‚Hineinplanen in 
die Ausnahme- bzw. Abweichungslage‘ auf der 
Planfeststellungsebene zu überwinden (vgl. 
BVerwG 1997), sofern es nicht möglich ist, ar-
tenschutzrechtliche Verbotstatbestände oder 
Beeinträchtigungen eines FFH- oder Vogel-
schutzgebiets in seinen für die Erhaltungsziele 
oder den Schutzzweck maßgeblichen Bestand-
teilen abzuwenden. Eine ausnahmefähige Lage 
im Kontext zur saP bzw. eine abweichungsfä-
hige Lage im Kontext zur FFH-VP liegt dann 
vor, wenn neben dem Vorliegen zwingender 
Gründe des überwiegenden öffentlichen In-
teresses, einschließlich solcher sozialer oder 
wirtschaftlicher Art (§ 34 Abs. 3 Nr. 1 und § 45 
Abs. 7 Nr. 5 BNatSchG) der Nachweis geführt 
werden kann, dass es 

  keine zumutbaren Korridoralternativen gibt 
und sich der Erhaltungszustand der Popu-
lationen einer Art nicht verschlechtert (§ 45 
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Abs. 7 S. 2 BNatSchG mit Bezug zur saP) 
bzw.

  keine zumutbaren Korridoralternativen gibt, 
die ohne oder mit geringeren Beeinträchti-
gungen verbunden sind (§ 34 Abs. 3 Nr. 2 
BNatSchG mit Bezug zur FFH-VP).

Der erforderliche Nachweis der Alternativlosig-
keit kann nur durch eine qualifi zierte Alternati-
venprüfung auf der Ebene der Bundesfachpla-
nung geführt werden.

Es ist also erforderlich, dass der als Ergebnis 
der BFP festgelegte Korridor:

  entweder eine durchgängige Trassenführung 
im nachgelagerten Planfeststellungsverfah-
ren ermöglicht, der weder zu arten- noch zu 
habitatschutzrechtlichen Unzulässigkeiten 
führt oder

  diesbezügliche Voraussetzungen erfüllt, um 
ein Projekt dennoch ausnahmsweise zuzu-
lassen.

Die Bedeutung des Alternativenvergleichs wird 
auch durch die Gesetzesbegründung zum 
NABEG betont. Demnach ist in den Bundes-
netzplan, der der Dokumentation der in der 
BFP festgelegten Korridore dient, der Korridor 
nachrichtlich aufzunehmen, „der die wenigs-
ten Konfl ikte in Hinblick auf die Raum- und 
Umweltverträglichkeit aufwirft“ (Deutscher 
Bundestag 2011, 26). Die Methodik des Al-
ternativenvergleichs muss demnach geeig-
net sein, den verträglichsten Korridor unter 
allen zuvor defi nierten Korridoralternativen 
systematisch herauszuarbeiten. Ziel der BFP 
sollte es daher sein, nicht nur einen Korridor 
festzulegen, der es ermöglicht im nachgelager-
ten Planfeststellungsverfahren eine zulässige 
Trassenführung festzulegen, sondern vielmehr 
unter Berücksichtigung aller Belange den ver-
gleichsweise ‚besten‘ Korridor zu identifi zie-
ren. Hierzu müssen auch bereits die Belange 
des besonderen Artenschutzes und des Ha-
bitatschutzes in die Betrachtung einbezogen 
werden. Nur durch einen umfassenden und 
nachvollziehbaren Alternativenvergleich kann 

glaubhaft nachgewiesen werden, dass die 
größtmögliche Vermeidung von Beeinträch-
tigungen durch den beantragten Korridor ge-
geben ist. Ebenso muss nachvollziehbar sein, 
dass keine vermeintlich bessere Korridoralter-
native im Verfahren vorzeitig ausgeschieden 
wurde. Diese Nachweise sind auch hinsichtlich 
der Akzeptanz eines Korridors sehr wichtig.

Voraussetzung für ein in diesem Sinne quali-
fi ziertes und glaubwürdiges Ergebnis des Al-
ternativenvergleichs ist es, dass ein möglichst 
breites Einvernehmen über die der Bewertung 
und Auswahl der Alternativen zugrunde liegen-
den Methoden und Maßstäbe besteht.

4 Planungsprozess

Ausgehend von den zuvor dargestellten Anfor-
derungen an das Ergebnis der BFP besteht die 
planerische Herausforderung darin, von den 
im BBPlG normierten Netzverknüpfungspunk-
ten zum Vorzugskorridor als ‚besten‘ Korridor 
zu gelangen (s. Abb. 1).

Bei der Bundesfachplanung ist regelmäßig 
vom Vorhabentyp der Freileitung auszugehen. 
Eine Ausnahme bilden die im BBPlG mit ei-
nem ‚B‘ gekennzeichneten Pilotprojekte für ver-
lustarme Übertragung hoher Leistungen über 
große Entfernungen. Für diese Übertragung 
ist der Einsatz der HGÜ-Technik vorgesehen 
(Deutscher Bundestag 2013, 16). Um den Ein-
satz von Erdkabeln bei diesen HGÜ-Pilotpro-
jekten zu testen, können diese auf technisch 
und wirtschaftlich effi zienten Teilabschnitten 
als Erdkabel errichtet und betrieben oder ge-
ändert werden, sofern Mindestabstände von 
400 m zu Wohngebäuden im unbeplanten 
Innenbereich oder im Geltungsbereich eines 
Bebauungsplans bzw. 200 m im Außenbereich 
unterschritten sind (§ 2 Abs. 2 S. 2 NABEG i. V. 
m. § 2 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 oder 2 EnLAG).

Weil Entscheidungsgegenstand der Bundesfach-
planung der 500-1.000 m breite Korridor und 
nicht das Vorhaben mit seinen konkreten Mast-
standorten, Mastarten, Masthöhen und den 
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damit zusammenhängenden Trassenbreiten ist, 
können im Rahmen der BFP die Auswirkungen 
des Vorhabens noch nicht im Detail prognosti-
ziert werden. Auf dieser der Planfeststellung vor-
gelagerten Ebene können die Auswirkungen je-
doch bereits pauschalisiert abgeschätzt werden 
und daraus Konfl iktrisiken abgeleitet werden. 
Unter der Federführung der Bosch & Partner 
GmbH wurde im Rahmen eines aus Mitteln des 
Bundeswirtschaftsministeriums (BMWi) geför-
derten Forschungs- und  Entwicklungsprojektes1 
der Ansatz einer integrierten Raum- und Um-
weltanalyse und einer darauf aufbauenden 
indikatorbasierten Konfl iktrisikobewertung ent-
wickelt. Hierdurch kann gewährleistet werden, 
dass der Alternativenvergleich sowohl den An-
forderungen der RVP und der SUP entspricht 
als auch den Anforderungen des besonderen 
Artenschutzrechts und die FFH-VP an die Al-
ternativenprüfung. Die verschiedenen Prüfun-
gen (RVP, SUP, FFH-VP, saP) haben jeweils die 
Untersuchung der Auswirkungen der Planung 
unter Berücksichtigung natur- und umweltbe-
zogener sowie raumordnerischer und sonstiger 
Bewertungskriterien zum Gegenstand. Hierbei 
gibt es Überlagerungen einzelner Belange. So 
werden die Auswirkungen der Planung auf das 
Schutzgut Fauna beispielsweise im Rahmen 

1 Forschungs- und Entwicklungsprojekt‚ Qualifi zierung des Alternati-
venvergleichs als Mittel zur Beschleunigung und Akzeptanzsteige-
rung der Planung von Stromtrassen.

Abbildung 1: 

Planungsprozess von 

den Netzverknüp-

fungspunkten zum 

Vorzugskorridor.

der SUP, der FFH-VP, der saP und bei der RVP 
(als Vorranggebiet Natur und Landschaft) unter 
Berücksichtigung der instrumentenspezifi schen 
Rechtsmaßstäbe bewertet. Hierdurch kann es 
zu Doppelbewertungen einzelner Belange kom-
men. Um jeden Belang nur einmal mit seinem 
spezifi schen Gewicht zu bewerten, wird eine in-
tegrierte Raumanalyse durchgeführt.

Um von den Netzverknüpfungspunkten zum 
‚besten‘ Korridor zu gelangen, sind folgende 
Planungsschritte erforderlich:

1. Eingrenzung des Suchraums durch Identi-
fi kation relativ konfl iktarmer Räume durch 
Ausschluss offensichtlich besonders kon-
fl iktträchtiger Flächen (Grobkorridore),

2. Abgrenzung alternativer Trassenkorridore 
innerhalb der Grobkorridore (Alternativen-
defi nition),

3. Vergleich alternativer Trassenkorridore.

Von Schritt zu Schritt muss die Erfassung und 
Bewertung der Konfl iktrisiken genauer werden. 
Der grundlegende Bewertungsansatz bleibt 
aber bestehen. Im Folgenden wird daher der 
Fokus auf den ersten Planungsschritt gelegt, 
weil dieser die Basis für die folgenden Planungs-
schritte bildet und die erforderliche Methoden-
konvention hier ihren Ausgang haben muss.
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5 Identifi kation relativ konfl iktarmer 
Räume als Grundlage für die Ab-
grenzung von Grobkorridoren

Weil auf der Ebene der BFP noch keine kon-
krete Vorhabenbeschreibung vorliegt, werden 
die mit dem Bau, der Anlage und dem Betrieb 
von Freileitungen und Erdkabel verbundenen 
Konfl iktrisiken in den Raum projiziert, indem 
allgemein verfügbaren Flächen- und Nut-
zungskategorien spezifi sche Konfl iktrisikoklas-
sen zugewiesen werden. Dabei fungieren diese 
Flächenkategorien als Indikatoren für Konfl ikt-
risiken der mit ihnen belegten konkreten Flä-
chen. Die zentralen Konfl iktbereiche, die aus 
der Anlage, dem Bau und dem Betrieb einer 
Freileitung, eines Erdkabels und von Konverter-
stationen resultieren, sind die Vogelkollision, 
die Beeinträchtigung des Landschaftsbilds, der 
Lebensraumverlust für Pfl anzen und Tiere, die 
Beeinträchtigung des Menschen durch mag-
netische Felder, die Störung des Bodenwasser-
haushalts sowie die Beeinträchtigung von Bo-
denfunktionen (Peters et al. 2014, 71). 

Im Rahmen des Forschungsprojektes wurde 
ein 45 Kategorien umfassender Katalog aus 
den zum großen Teil bundesweit vorliegenden 
Geodaten abgeleitet, für die Klassifi zierungen 
zur Abbildung ihres Konfl iktrisikos defi niert 

wurden. Dabei wurden natur- und gemein-
schaftsrechtliche Schutzgebietskategorien, 
raumordnerische Vorgaben sowie sonstige 
Flächenkategorien mit besonderen Qualitäten 
im Hinblick auf die zu berücksichtigenden Be-
lange einbezogen (s. Abb. 2). 

Der aus umweltplanerischer, naturschutzfach-
licher und raumordnerischer Sicht ‚beste‘ Kor-
ridor ist derjenige, der die Räume und Flächen 
mit den geringsten Konfl iktrisiken aufweist. 
Dieser der konkreten Suchraumbewertung vor-
geschalteten Bewertung der Konfl iktrisikoklas-
se der im Suchraum anzutreffenden Flächen- 
und Nutzungskategorien kommt dafür eine 
Schlüsselrolle zu. Darüber hinaus sind für die 
im Zuge der Erarbeitung des Vorantrags erfol-
gende Abgrenzung eines Grobkorridors, eine 
Reihe weiterer methodischer Festlegungen zu 
treffen. Diese betreffen u. a.

  die Auswahl der für die Grobkorridorabgren-
zung relevanten Flächen- und Nutzungska-
tegorien,

  die Anzahl erforderlicher Bewertungsstufen,
  die für die Bewertung des konkreten Kon-

fl iktrisikos der Flächen erforderlicher Aggre-
gation der Konfl iktrisikoklassen der sich auf 
den Flächen ggf. überlagernden Flächenka-
tegorien.

Abbildung 2:

Indikatoren für die 

Konfl iktrisikobewer-

tung.
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Bisher erfolgen diese methodischen Festlegun-
gen ohne formelle Beteiligung obwohl sie sich 
als wesentliche ‚Stellschrauben‘ für das Ergeb-
nis erweisen können. 

Die Abb. 3 und Abb. 4 verdeutlichen die Re-
levanz dieser Festlegungen. Die Abgrenzung 
eines Grobkorridors und die Findung alternati-
ver Trassenkorridore innerhalb dieses Grobkor-
ridors im nächsten Planungsschritt hängen im 
Wesentlichen von diesen Entscheidungen ab.

6 Methodenkonvention

Obwohl das formelle Verfahren der BFP eine 
frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung bereits zur 
Antragskonferenz mit Scoping vorsieht, bei der 
auch Bürger/-innen Einwände äußern dürfen 
(vgl. Weingarten et al. 2013), sind wesentliche 
Entscheidungen bereits vorab in der informel-
len Planungsphase zu treffen. Das betrifft ins-
besondere die durch den ÜNB vorzunehmende 
Abgrenzung des Grobkorridors und Identifi ka-
tion der in das Bundesfachplanungsverfahren 

einzubringenden Korridoralternativen. Die am 
Ende des gestuften Entscheidungsprozesses 
stehende Festlegung eines Korridors hängt 
aber maßgeblich von der zugrundeliegenden 
Planungsmethodik ab. Nur wenn die der Fest-
legung zugrundeliegende Methodik transparent 
und fachlich allgemein anerkannt ist, besteht 
die Chance, dass der festgelegte Korridor grö-
ßere Akzeptanz erfährt als sich dieses bisher in 
den konkreten Projekten nach NABEG abzeich-
net. Aktuell stellen bspw. vier Landkreise aus 
Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen sowie 
die Region Hannover die Methodik zur Abgren-
zung des Vorzugskorridors der Südlink-Ver-
bindung von Wilster nach Grafenrheinfeld 
(Vorhaben Nr. 4 BBPlG) massiv in Frage (vgl. 
Klimaschutzagentur Weserbergland 2014). Die 
Bewertung der Konfl iktrisiken ist die zen trale 
Voraussetzung für die der Grobkorridorabgren-
zung folgende Korridorfi ndung und -bestim-
mung bei der Bundesfachplanung. Damit der 
Bewertungsschritt eine möglichst hohe Gül-
tigkeit bekommt und so die Voraussetzung für 
eine möglichst breite Akzeptanz geschaffen wer-

Abbildung 3: 

Differenzierte Grob-

korridorabgrenzung 

durch differenzierte 

Bewertungsskala.
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Abbildung 4:

Bewertung des 

Konfl iktrisikos.

den kann, sollte die Bewertung der Konfl iktrisi-
koklassen der Flächenkategorien bereits vorab 
vorhabenunabhängig in einem möglichst breit 
angelegten Konventionsbildungsprozess erfol-
gen. Hierbei sollten Vertreter/-innen möglichst 
aller in die Planung involvierten Akteursgruppen 
(u. a. Bürger, Umweltvereinigungen, ÜNB, Bun-
desnetzagentur) einbezogen werden (s. Tab. 1). 
Inhaltliche Arbeitsschritte einer Methodenkon-
vention sind neben der Abstimmung relevanter 
Flächenkategorien und der Abstimmung bzgl. 
der Empfi ndlichkeit und der Bedeutung der Flä-
chenkategorien gegenüber den vorhabenspezi-
fi schen Wirkfaktoren auch die Bewertung des 
Konfl iktrisikos der Flächenkategorien. Hierbei 
ist über folgende Fragestellungen ein möglichst 
breiter Konsens herzustellen:

  Welche (weiteren) Flächen- und Raumka-
tegorien sind geeignet, um Konfl iktrisiken 
abzubilden?

  Wie hoch wird das Konfl iktrisiko bewertet?
  Wieviele Stufen braucht die Bewertungsskala 

zum Nachweis des ‚besten‘ Korridors?

Eine breiter abgestimmte Methodenkonven-
tion kann sich zumindest auf die folgenden 
Aspekte positiv auswirken:

1. Steigerung von Akzeptanz: Bereits die Aus-
gestaltung der Bewertungsmethodik und 
damit insbesondere die Zuweisung der Kon-
fl iktrisikoklassen zu den Flächen- und Nut-
zungskategorien müssen zum Gegenstand 
der Beteiligung gemacht werden, um das 
notwendige Vertrauen in die Methodik und 
damit in das erzielte Bewertungsergebnis 
als Basis für die Grobkorridorabgrenzung zu 
erzeugen und so die Akzeptanz der Planung 
zu erhöhen.

2. Erhöhung der Rechtssicherheit: Die Rechts-
sicherheit der Verfahren kann erhöht wer-
den, sofern die Methodik Anerkennung 
fi ndet und bei Verwaltungsgerichtsverfah-
ren herangezogen wird (s. Fachkonventio-
nen von Lambrecht u. Trautner (2007) zur 
Durchführung der Natura 2000-Verträg-
lichkeitsprüfung, die sich insbesondere mit 
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Akteure Vertreter/-innen

Bundesministerien Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWi)

Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit (BMUB)

Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI)

Fachbehörden des Bundes Bundesnetzagentur (BNetzA)

Bundesamt für Naturschutz (BfN)

Umweltbundesamt (UBA)

Bundesamt für Strahlenschutz (BfS)

Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR)

Bundesländer Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Naturschutz, Landschaftspfl ege und Erholung (LANA)

Ministerkonferenz für Raumordnung (MKRO)

Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Bodenschutz (LABO)

Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Wasser (LAWA)

Landesbehörden für Raumordnung

Landesbehörden für Umwelt- und Naturschutz

Landkreise, Kommunen, Gemeinden Deutscher Städte- und Gemeindebund

Bürger/-innen Bürgerinitiativen

Übertragungsnetzbetreiber ÜNB-Planungsreferate, Fachgutachter

Verbände Umwelt- und Naturschutzverbände

Verbände der Grundbesitzer

Heimatverbände

Bauernverband

Tabelle 1:

Akteursgruppen (nicht 

abschließend).

der Bestimmung der Erheblichkeit von Be-
einträchtigungen befassen und im Rahmen 
von Verwaltungsgerichtsverfahren herange-
zogen wurden).

3. Beschleunigung: Methodische Vorgaben für 
die Ableitung eines Grobkorridors können 
u. a. die Erarbeitung des Umweltberichts 
und den Scoping-Prozess beschleunigen. 
Auf diese Weise können die Beteiligungsver-
fahren in konkreten Planungen von einem 
Teil der methodischen Diskussionen entlas-
tet werden

4. Reduzierung von Verwaltungslasten: Durch 
den Wegfall von Einzelabstimmungen z. B. 
zwischen BNetzA, dem vom ÜNB beauf-
tragten Planungsbüros und den Landesna-
turschutzbehörden können Verwaltungslas-
ten reduziert werden.

7 Fazit

Das Ergebnis der Planung ist abhängig von 
der ihr zugrundeliegenden Methodik. Nur 
wenn diese akzeptiert wird, kann auch das 
anhand dieser Methodik produzierte Ergeb-
nis akzeptiert werden. Jedoch kann weder 
aus zeitlichen noch aus Akzeptanzgründen 
die der Festlegung eines Korridors maßgeb-
lich zugrunde liegende Planungsmethodik 
von Projekt zu Projekt neu ausgehandelt 
werden. Vielmehr muss sie vorab in einem 
Konventionsbildungsprozess weitestgehend 
allgemeingültig festgelegt werden. Hier-
durch erfolgt eine gewisse Objektivierung 
der Planung und Reproduzierbarkeit des 
Ergebnisses und damit verbunden eine Stei-
gerung ihrer Akzeptanz. 
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